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Nr.
INHALT

Seite

16.
30. I. 20 
VII ZR 33/19

17.
12. II. 20 
XIII ZB 15/19

5 642 BGB erfordert eine Abwágungsentscheidung des 
Tatrichters auf der G rundlage der in § 642 Abs. 2 BGB ge- 
nannten K riterien. Dabei ist die angem essene Entschá- 
d igung im Ausgangspunkt an den auf die unproduktiv 
bereitgehaltenen Produktionsm ittel entfallenden Vergütungs- 
anteilen einschliefilich der A nteile für allgem eine Gescháfts- 
kosten sowie für W agnis und G ew inn zu orientieren................  328

a) Ergibt sich ein laufendes Erm itdungsverfahren w eder aus 
dem H aftantrag noch aus den ihm beigefügten Unterlagen, 
führt allein das Fehlen eines nach § 72 Abs. 4 Satz 1 AufenthG 
erforderlichen Einvernehmens der Staatsanwaltschaft nicht 
zur R echtsw idrigkeit einer H aftanordnung (A ufgabe von 
BGH, Beschluss vom 17. Jun i 2010 V ZB 9310, N V w Z 2010,
1574).
b) Ergibt sich aus dem H aftantrag oder den ihm beigefügten 
U nterlagen ein laufendes und nicht offensichtlich zuscim- 
mungsfreies Erm ittlungsverfahren, ist der H aftantrag im 
H inblick  auf § 417 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 FamFG nur zulássig , 
wenn die Behórde dieses m ógliche Abschiebungshindernis 
ausraum t. Dafür genügt es in der Regel, wenn die Behórde 
darlegt, das Einvernehmen liege vor, sei entbehrlich oder wer- 
de bis zum vorgesehenen Abschicbungsterm in voraussichtlich 
vorliegen oder entbehrlich gew orden sein (teilweise A ufgabe 
von BGH, Beschluss vom 20. Januar 2011 -  V ZB 22610, FG- 
Prax 2011, 144).
c) Ergibt sich aus dem H aftantrag oder den ihm beigefüg­
ten U nterlagen kein laufendes, zustim m ungspflichtiges Er­
m ittlungsverfahren, w eist aber der Betroffene im  V erlau í des 
Verfahrens über die H aftanordnung oder im Rahm en eines 
Beschwerdeverfahrens auf ein solchcs hin, darf die H aft im 
H inblick auf § 62 Abs. 3 Satz 3 AufenthG nur angeordnet 
oder aufrechterhalten w erden, wenn mit der Erteilung des 
Einvernehmens bis zum vorgesehenen A bschiebungsternnn 
gerechnet w erden kann..............................................................................  344



18.
13. II. 20 
IX ZR 140/19

19.
26. II. 20 
XII ZR 51/19

a) Eine form ularm áfiige Vergücungsvereinbarung, w elche 
eine M indestvergütung des Rechtsanwalts in Hohe des D rei- 
fachen der gesetzlichen Vergütung vorsiehc, ¡st jedenfalls im 
Rechtsverkehr mit Verbrauchern wegen unangem essener 
Benachceiligung des M andanten unw irksam , wenn das M an- 
dat die K ündigung des Arbeitsverháltn isses des M andanten 
becriffc und die Vergücungsvereinbarung zusaczlich eine Er- 
hóhung des G egenstandswertes um die Abfindung vorsiehc.
b) Die formularm áftige Vereinbarung eines Zeichonorars, 
welche den Rechcsanwalt berechtigc, für angefangene 15 
M inuten jew eils ein V ierte! des Stundensatzes zu berechnen, 
benachteiligt den M andanten jedenfalls im Rechtsverkehr mit 
Verbrauchern entgegen den Geboten von Treu und G lauben 
unangemessen.
c) Sieht eine Vergücungsvereinbarung ein Zeithonorar für
Sekretariatstátigkeiten vor und eróffnec sie dem Rechcsan- 
walc die an keine Vorausseczungen gebundene M óglichkeic, 
scact des tatsáchlichen Aufwandes pauschal 15 M inuten pro 
Stunde abgerechneter A nw altstátigke it abzurechnen, gilt in- 
sow eit die gesetzliche Vergütung ais vereinbart.............................

a) Das H inzusetzen eines (Firm en-)Stem pels zu der U nter- 
schrift eines von mehreren gesam tvertretungsberechdgten 
Gescháftsführern w eist denjenigen, der die U nterschrift ge- 
leistec hac, dann nichc ais allein uncerschriftsberechtigt für die 
Gesellschaft aus, w enn die U rkunde aufgrund ihres sonscigen 
Erscheinungsbilds nichc den Em druck der Vollscandigkeic er- 
weckc (A bgrenzung zu Senatsurceil vom 23. Januar2013 - X I I  
Z R 3 5 1 1 -N JW  2013,1082).
b) Ein vercragsimmanencer Konkurrenzschucz kann grund- 
sáczlich auch für M iecer in einem Einkaufszencrum bestehen.
c) Der form ularm afiige Ausschluss des K onkurrenzschuczes
in einem Einkaufszentrum  bei gleichzeiciger Festlegung einer 
Betriebspflicht m it Sortim entsbindung benachteiligc den M ie ­
cer unangem essen und isc unw irksam .................................................
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